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Internet: http://www.iab.de Das System beruflicher Erwachsenenbildung in der ehemaligen 
DDR mit Ausblick auf künftige Strukturprobleme in den neuen 
Bundesländern 
Rainer Dietrich* 
Mit dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 1990 steht die 
Angleichung ihrer Berufsbildung an diejenige der Bundesrepublik auf der Tagesordnung. 
Damit tritt an die Stelle einer zentralistisch-administrativen Führung der Berufsbildung das duale System der Berufsbildung 
im Rahmen einer sozialen Marktwirtschaft. Subsidiäre Rolle des Staates und Pluralität der Anbieter sind die neuen 
Ausgangsbedingungen für Konzepte beruflicher Weiterbildung von Erwachsenen. Zugleich ergeben sich aus dem umfassen-
den wirtschaftlichen Strukturwandel, den investitionsbezogenen technologischen Veränderungen, dem Ausbau von Dienst-
leistungen und Handel sehr starke Arbeitskräftebewegungen in den neuen Bundesländern, die einen Fortbildungs- und 
Umschulungsbedarf in bisher nicht gekannten Größenordnungen erwarten lassen. 
Für das Bewältigen der anstehenden Bildungs- und Qualifizierungsaufgaben stehen einerseits die Erkenntnisse und 
Erfahrungen der alten Länder der Bundesrepublik zur Verfügung, andererseits sollten die in den neuen Bundesländern 
vorhandenen beruflichen Qualifikationen der Berufstätigen und die vielseitigen Weiterbildungsressourcen für die Lösung 
der neuartigen Fortbildungs- und Umschulungsaufgaben bei gleichzeitigem Strukturwandel der beruflichen Erwachsenen-
bildung eingebracht werden. 
Die ehemalige DDR verfügte über ein gewachsenes System beruflicher Erwachsenenbildung. Zahlreiche Institutionen 
lösten Aufgaben für den flexibelsten Bereich des Bildungswesens. Über verschiedene Formen wurde die Qualifizierung für 
die Arbeit und im Beruf gefördert. Seit Beginn der achtziger Jahre dominierte eindeutig die Weiterbildung im erlernten 
Beruf. Die Realisierung beruflicher Weiterbildung von Facharbeitern und Meistern erfolgte vor allem in einem betriebszen-
trierten Weiterbildungssystem mit 1300 Einrichtungen und 4000 haupt- und etwa 80 000 nebenberuflichen Lehrkräften. Im 
vorliegenden Beitrag werden insbesondere die Zugänge zur beruflichen Weiterbildung, die Möglichkeiten und Wege der 
beruflichen Qualifizierung an Betriebsakademien und Betriebsschulen sowie anderen Bildungsträgern für Industrie, 
Landwirtschaft und Handwerk dargestellt. Weiterhin werden aufgeführt die Qualifikation der Berufstätigen, Gruppen und 
Anzahl der Schulungsteilnehmer in der Weiterbildung, der Umfang von Facharbeiterprüfungen, Teilabschlüssen und 
Facharbeiterzuerkennungen sowie Meisterabschlüssen und -zuerkennungen im Rahmen der beruflichen Erwachsenenbil-
dung. 
Neuartige Aufgaben und Inhalte der beruflichen Erwachsenenbildung im Zeichen der Marktwirtschaft zeigen umfassende 
Auswirkungen auf Anpassungsfortbildung und Umschulung. 
Notwendig sind hierfür einerseits ein tiefer Umbruch in der Trägerstruktur der beruflichen Weiterbildung und andererseits 
eine stärkere Ausprägung von Eigenverantwortung und -initiative bei den Arbeitnehmern für eine auf dem Arbeitsmarkt 
gefragte berufliche Qualifikation. Ohne größeres Engagement der Wirtschaft in den neuen Bundesländern – bei aller 




2 Berufliche Erwachsenenbildung als Bestandteil des Bil-
dungswesens in der DDR 
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* Dr. sc. Rainer Dietrich, Diplom-Gewerbelehrer, war von 1967 bis 1990 
am Zentralinstitut für Berufsbildung tätig; seit 1991 ist er am Zentrum für 
Unternehmensführung und Neue Technologien,  Ost-Berlin,  für For-
schung und Entwicklung verantwortlich. Der Beitrag liegt in der 
alleinigen Verantwortung des Autors. 
l Vorbemerkungen 
Mit Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 1990 steht die 
Angleichung ihrer Berufsbildung an diejenige der Bundes-
republik auf der Tagesordnung. Die Volkskammer der 
DDR hat im August 1990 das Berufsbildungsgesetz und die 
Handwerksordnung der Bundesrepublik durch entspre-
chende Gesetze in Kraft gesetzt, bereits im Juli 1990 wurde 
das Arbeitsförderungsgesetz verabschiedet. 
Die Einbeziehung der Berufsbildung der ehemaligen DDR 
in das Bildungssystem der Länder der Bundesrepublik ist 
Bestandteil sich vollziehender elementarer sozialer und 
wirtschaftlicher Umwandlungen. An Stelle einer zentrali-
stisch-administrativen Führung der Berufsbildung tritt das 
duale System der Berufsbildung im Rahmen einer sozialen 
Marktwirtschaft. Die subsidiäre Rolle des Staates und Plu-
ralität der Anbieter heißen die neuen Ausgangsbedingun-
gen für die Konzepte beruflicher Weiterbildung Erwach-
sener. 
Aus dem wirtschaftlichen Strukturwandel, den investitions-
bezogenen technologischen Veränderungen, dem Ausbau 
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Arbeitskräftebewegungen, die einen Fortbildungs- und 
Umschulungsbedarf in den neuen Bundesländern in bisher 
nicht vorhandenen Größenordnungen erwarten lassen. 
Die DDR verfügte zwar über ein gewachsenes System 
beruflicher Erwachsenenbildung, jedoch war es den Erfor-
dernissen des alten Systems verpflichtet. Die notwendigen 
tiefgreifenden Veränderungen in den Strukturen der beruf-
lichen Erwachsenenbildung haben ihren Anfang genom-
men. Vieles befindet sich im Umbruch, Erneuerungen 
gestalten sich oftmals nicht Widerspruchs- und problemfrei. 
Für das Bewältigen der anstehenden Weiterbildungsaufga-
ben stehen einerseits die Erkenntnisse und Erfahrungen 
der alten Länder der Bundesrepublik zur Verfügung, ande-
rerseits sollten die in den neuen Bundesländern vorhande-
nen beruflichen Qualifikationen der Berufstätigen und die 
für den Strukturwandel der beruflichen Erwachsenenbil-
dung einsetzbaren Ressourcen für Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen im Rahmen zu treffender Ent-
scheidungen genutzt bzw. berücksichtigt werden. Der Bei-
trag möchte diesem Anliegen dienen. 
2 Berufliche Erwachsenenbildung als Bestandteil des Bil-
dungswesens in der DDR 
2.1 Institutionen und Formen der beruflichen Erwachsenenbil-
dung 
Der Entwicklung der Erwachsenenbildung in der DDR lag, 
wie in anderen Ländern auch, die Erkenntnis zugrunde, 
daß Bildung und Weiterbildung immer mehr einen lebens-
langen Prozeß darstellen. Sollte Erwachsenenbildung ihre 
Funktion erfüllen, so ist sie zum flexibelsten Bereich im 
Bildungswesen auszugestalten, damit die Menschen sich 
kurzfristig und in differenzierter Weise auf neue Anforde-
rungen in der beruflichen Arbeit, aber auch auf anderen 
Gebieten des Lebens vorbereiten können. Nicht zuletzt 
orientiert sich eine wirksame Erwachsenenbildung an der 
Persönlichkeit des Erwachsenen selbst, einer Persönlich-
keit, die in der Regel eine berufliche Erstausbildung und -
qualifikation bereits erworben hat. Hauptinstitutionen der 
Erwachsenenbildung in der DDR waren: 
-  Einrichtungen der beruflichen Erwachsenenbildung in 
den Betrieben, 
-  Universitäten, Hoch- und Fachschulen, 
-  wissenschaftliche Organisationen und Gesellschaften, 
- Volkshochschulen, 
-  Presse, Rundfunk, Fernsehen, Bibliotheken u. a. 
Im Bereich der Erwachsenenbildung der DDR wurde vor 
allem die Qualifizierung für Arbeit und im Beruf gefördert. 
Gute Bedingungen bestanden in den betrieblichen Einrich-
tungen der beruflichen Erwachsenenbildung für die Durch-
setzung einer Konzeption der Berufsaneignung, die auf der 
inhaltlichen Einheit von Aus- und Weiterbildung aufbaute 
und diese in einem einheitlich geführten Prozeß in unter-
schiedlichen Formen realisierte. Aus der Sicht der berufli-
chen Weiterbildung gehörten hierzu vor allem solche For-
men und Typen wie 
 
-  Weiterbildung im Beruf nach aktuellen und differenzierten 
Anforderungen auf der Basis möglichst breiter beruflicher 
Disponibilität bei gleichzeitig weiterer Anreicherung der 
Disponibilität, 
-  Weiterbildung zur Aneignung einer lehrplanmäßig aus-
gewiesenen beruflichen Spezialisierung als Ergänzung 
der Berufsausbildung (z. B. in einem Grundberuf, d. h. 
horizontale Berufsprofilentwicklung), 
-  Weiterbildung zum Ausbau der Spezialbildung im Beruf 
in Beziehung zum aktuellen Höchststand als vertikale 
Ausgestaltung des individuellen Berufsprofils, 
-  Erwerb von Inhalten aus anderen Berufen mit der Ten-
denz, sich sogenannte Hybridberufe anzueignen, 
-  Weiterbildung für aktuelle Konditionierung zur Berufs-
ausübung, 
-  Weiterbildung zum Erwerb von Befähigungsnachweisen 
zur Berechtigung von Arbeitstätigkeiten, die besonderen 
Sicherheits- und Zuverlässigkeitsbestimmungen unter-
liegen. 
2.2 Zugang zur beruflichen Erwachsenenbildung 
Seit Beginn der achtziger Jahre dominierte im Rahmen 
beruflicher Erwachsenenbildung eindeutig die Weiterbil-
dung der Berufstätigen im erlernten Beruf. Noch in den 
siebziger Jahren wurde jeder dritte Facharbeiterbrief in der 
beruflichen Erwachsenenbildung erworben. 
 
Etwa zwei Drittel der Berufstätigen verfügen seit Mitte der 
achtziger Jahre über einen Facharbeiter- oder Meisterab-
schluß. Das betrifft zugleich die weiblichen Berufstätigen, 
von denen bei einem Beschäftigtengrad von über 90% 
(Stand 1989) fast 60% diese Abschlüsse aufweisen (vgl. 
Abb. l)
2. 
Über die berufliche Ausbildung der Lehrlinge konnten der 
Wirtschaft jährlich nur etwa 2% Werktätige – gemessen an 
der Anzahl der Gesamtbeschäftigten – neu zugeführt wer-
den. Vor allem der Zugang zur beruflichen Weiterbildung 
schuf die Gewähr, die Berufstätigen auf die wechselnden 
und wachsenden Anforderungen in der Industrie, der 
Landwirtschaft und der Verwaltung vorzubereiten. Weiter-
bildung im Beruf gewann auf diese Weise gegenüber der 
Berufsausbildung einen ebenbürtigen Rang, der sich in den 
damit verbundenen praktischen Fragen noch nicht immer 
widergespiegelt hat. 
Die in den vergangenen Jahren stetig angewachsenen Teil-
nehmerzahlen in der beruflichen Weiterbildung wiesen 
zunehmend die Beteiligung verschiedener Qualifikations-
gruppen jeden Alters auf, einschließlich des steigenden 
Anteils junger Facharbeiter. So nahmen im Jahre 1988 im 
Durchschnitt bereits etwa jeder 3. Facharbeiter und jede 5. 
Facharbeiterin an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen 
teil (vgl. Abb. 2). Aus den Zahlen wird ersichtlich, daß 
Frauen trotz gleicher Bildungsvoraussetzungen und einzel-
ner Fördermaßnahmen gegenüber Männern noch immer 
geringere Zugangschancen für berufliche Weiterbildung 
besitzen. 
1  Vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR, Berlin 1981, S. 294; Berlin 1985,
S. 300; Berlin 1988, S. 310. 
2  Sämtliche Abbildungen basieren auf Angaben der Zentralen Statistik des
Staatssekretariats für Berufsbildung/Ministerium für Bildung.
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Ein wesentlicher Einfluß auf die Weiterbildung ging in der 
2. Hälfte der achtziger Jahre von der Einführung der 
sogenannten Schlüsseltechnologien aus (vgl. Abb. 3). Die 
Produktionssicherheit, die Qualität und Kontinuität der 
Produktion unter den sich verändernden Bedingungen zu 
gewährleisten, erforderte neue Maßstäbe eines Regimes 
der exakten Arbeit. Die Notwendigkeit eines ständigen 
„Zurverfügungstehens“ entsprechender beruflicher Fähig-
keiten und Fertigkeiten war der Anlaß, um für bestimmte 
Beschäftigtengruppen Formen der obligatorischen Weiter-
bildung (z. B. technische Schulungen, Antihavarietraining) 
einzuführen. 
  
434  MittAB 2/91 Abbildung 4: Schulungsteilnehmer Weiterbildung (abschlußbezogen, Arbeiter und Angestellte) 
 
  
In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre wies die abschluß-
bezogene berufliche Weiterbildung relativ konstante Teil-
nehmerzahlen auf (vgl. Abb. 4). Etwa für jeden 10. Teil-
nehmer war Weiterbildung der Zugang für das Erreichen 
staatlich anerkannter beruflicher Abschlüsse als Facharbei-
ter oder Meister. Die Ausbildung von Meistern wies dabei 
eine leicht ansteigende Tendenz auf, demgegenüber gingen 
die Teilnehmerzahlen in der Facharbeiterausbildung konti-
nuierlich zurück (vgl. Abb. 4). 
Nicht zu übersehen war in den letzten Jahren in der 
abschlußbezogenen Weiterbildung die steigende Anzahl 
sogenannter Zweitabschlüsse, d. h. der Erwerb eines wei-
teren Facharbeiterberufes über den Weg der beruflichen 
Erwachsenenbildung. 
 
Diese Zweitabschlüsse waren oftmals eine versteckte Form 
von Umschulung, die eine Erhöhung der Disponibilität bei 
Facharbeitern bewirkte. Damit wurde auch in zahlreichen 
Fällen der zentralen, dirigistischen Planung in der Berufs-
ausbildung bezüglich vorgegebener Lehrlingszahlen nach 
Berufen und Territorien gegengesteuert. 
Ein besonders hoher Anteil betraf dabei Produktionsfach-
arbeiterinnen, die auf diese Weise in eine Verwaltungstä-
tigkeit wechselten. 
2.3 Möglichkeiten und Wege der beruflichen Qualifizierung an 
Betriebsakademien und Betriebsschulen 
Die Realisierung beruflicher Weiterbildung erfolgte in der 
DDR in einem betriebszentrierten Weiterbildungssystem 
mit 1300 Einrichtungen beruflicher Erwachsenenbildung in 
den Betrieben, in denen über 4000 hauptberufliche und 
80 000 nebenberufliche Lehrkräfte tätig waren. Sein Wirk-
samwerden war auf diese Weise meist an Planaufgaben der 
Betriebe gekoppelt. Im „Arbeitsgesetzbuch der DDR“ 
vom 16. Juni 1977 (Gesetzblatt Teil I Nr. 18/1977) wurde 
grundsätzlich die Verantwortung der Betriebe für die 
berufliche Aus- und Weiterbildung der Werktätigen im 
Arbeitsrechtsverhältnis sowie die damit verbundenen 
Rechte und Pflichten festgelegt. Insbesondere ging es dabei 
um die Verantwortung der Betriebe für eine rechtzeitige 
und kontinuierliche berufliche Weiterbildung, verbunden 
mit der Schaffung der hierfür erforderlichen Vorausset-
zungen. 
Andere Weiterbildungsträger, so die Volkshochschulen als 
Bestandteil des staatlichen Bildungswesens, die Kammer 
der Technik als Ingenieurorganisation, die Agrarwissen-
schaftliche Gesellschaft für landwirtschaftliche Fachkräfte, 
die URANIA sowie die Universitäten, Hoch- und Fach-
schulen, die arbeitsteilig nach Adressaten, Weiterbildungs-
gegenständen und inhaltlichen Niveaus tätig wurden, über-
nahmen dabei eine ergänzende bzw. kooperierende Funk-
tion. Struktur und Umfang des Weiterbildungssystems ent-
sprachen den Anforderungen der Planwirtschaft. Die 
Zugänge zur beruflichen Weiterbildung waren zum Teil 
durchaus limitiert, z. B. in der Meisterausbildung. Für den 
bestätigten Teilnehmer gestalteten sie sich unter sozialem 
Gesichtspunkt als günstig, so auch für bestimmte Gruppen, 
so für Frauen oder Jugendliche. 
Die betriebliche Weiterbildung war in der DDR stark auf 
die industrielle Großproduktion und die leistungsstarken 
Agrarbetriebe ausgerichtet. Leistungsfähige Betriebe und 
Kombinate verfügten über entsprechende Berufsbildungs-
einrichtungen in Form von Betriebsakademien als Einrich-
tungen ausschließlich für Belange der Erwachsenenbildung 
bzw. Betriebsschulen für die Ausbildung von Lehrlingen 
und für die berufliche Erwachsenenbildung. 
Wie ein Vergleich der Anzahl der Industriebetriebe und 
der betrieblichen Bildungseinrichtungen belegt, verfügte 
nur etwa jeder 20. Betrieb über eine eigene Bildungsstätte. 
Zwar nahmen die betrieblichen Bildungsstätten auch Inter-
essenten auf, die nicht im eigenen Betrieb arbeiteten, eine 
Benachteiligung der in Klein- und Mittelbetrieben Beschäf-
tigten war aber unverkennbar. 
Durch administrativ bestimmte Begrenzungen der Kapazi-
tät an Lehrpersonal an den betrieblichen Bildungsstätten 
wurden ihre überbetrieblichen Leistungsmöglichkeiten 
weiter reduziert. 
Für das Handwerk sowie für die Beschäftigten in den 
kommunalen Versorgungsbetrieben stand ein Netz von 
Betriebsschulen der örtlichen Versorgungswirtschaft in den 
Bezirksstädten zur Verfügung, das Aufgaben der Aus- und 
Weiterbildung von Facharbeitern und Meistern des Hand-
werks übernahm, und so betriebliche Weiterbildung auch 
unterstützend vorbereitete oder ergänzte. Die berufliche 
Weiterbildung für Berufe im Einzelhandel, im Gaststätten-
wesen wurde durch Betriebsakademien des volkseigenen 
Einzelhandels auf Kreisebene koordiniert. 
Für die Landwirtschaft existierte insgesamt ein eng 
geknüpftes Netz von Kreislandwirtschaftsschulen, die den 
landwirtschaftlichen Fachabteilungen der Räte der Kreise 
unterstellt waren. Ihnen oblag die Aufgabe, vor allem 
moderne agrarwissenschaftliche Erkenntnisse und fortge-
schrittene Erfahrungen an die Beschäftigten der landwirt-
schaftlichen Genossenschaften zu vermitteln, um so auch 
die praktische Weiterbildung im Arbeitsprozeß zu unter-
stützen. 
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dung 
Die Ausbildung zum Facharbeiter in der Erwachsenenbil-
dung erfolgte in Übereinstimmung mit den betrieblichen 
Erfordernissen. Das betraf vor allem Werktätige, die an 
Facharbeiterarbeitsplätzen eingesetzt waren, ohne den ent-
sprechenden Facharbeiterabschluß zu besitzen. Die 
„Anordnung über den Erwerb eines Facharbeiterabschlus-
ses bei gesellschaftlich notwendigem Berufswechsel“ vom 
17. September 1984 (Gesetzblatt Teil I Nr. 28) regelte den 
Erwerb eines Abschlusses auf Veranlassung des Betriebes 
im Zusammenhang mit Rationalisierungsmaßnahmen, 
Strukturveränderungen und anderen Erfordernissen dahin-
gehend, daß der Betrieb zu gewährleisten hatte, daß die 
betreffenden Beschäftigten den notwendigen Facharbei-
terabschluß ablegen können. Die Ausbildung erfolgte auf 
der Grundlage staatlicher Lehrpläne und dauerte zwischen 
einem halben Jahr und eineinhalb Jahren. Eine derartige 
Ausbildungsdauer war daran gebunden, daß die vorhan-
dene Qualifikation und die bereits erworbenen Arbeits-
und Lebenserfahrungen des Werktätigen konsequent 
berücksichtigt wurden. Die Anzahl solcher Facharbeiterab-
schlüsse von Frauen überstieg dabei in der Regel die der 
Männer. Für ältere berufserfahrene Werktätige, so für 
Frauen über 40 Jahre und Männer über 45 Jahre, war eine 
Zuerkennung der Facharbeiterqualifikation auf gesetzli-
cher Grundlage gegeben (vgl. Abb. 5). 
Als Ergebnis des schon durch die Erstausbildung erreich-
ten Facharbeiterqualifikationsstandes verringerte sich in 
den vergangenen Jahren die Anzahl der Facharbeiterab-
schlüsse in der Erwachsenenbildung beständig. Allein im 
Zeitraum von 1970 bis 1985 ging die Anzahl der Abschlüsse 
um 50% zurück; ein Trend, der gewissermaßen auch nach 
1985 angehalten hat. Der Vollständigkeit halber darf in 
diesem Zusammenhang nicht unerwähnt bleiben, daß es in 
der Gruppe IV der „Systematik der Facharbeiterberufe“ 
der DDR einige Facharbeiterberufe gab, die nur durch 
 
3  Vgl. Achtel, Klaus: Weiterentwicklung der Meisteraus- und -Weiterbil-
dung entsprechend den wachsenden Anforderungen an die Stellung und 
Funktion der Meister im betrieblichen Reproduktionsprozeß – Problem-
studie. Zentralinstitut für Berufsbildung, Berlin 1989, S. 12/13. 
4  Vgl. Einschätzung des Standes der Aus- und Weiterbildung der Facharbei-
ter und Meister. Internes Material, Staatssekretariat für Berufsbildung, 
Berlin 1986, S. 5. 
Erwachsene im Rahmen der Erwachsenenbildung erlernt 
werden konnten (z. B. Berufskraftfahrer). 
2.3.2 Ausbildung der Meister 
In der beruflichen Erwachsenenbildung wurden Facharbei-
ter zu Meistern ausgebildet. Die Ausbildung erfolgte in 142 
Fachrichtungen und schloß mit der staatlich anerkannten 
Meisterqualifikation ab. Jährlich wurden etwa 15 000 
erfahrene Facharbeiter zu Meistern für die Industrie, die 
Bauwirtschaft, das Post-, Fernmelde- und Verkehrswesen 
sowie die Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft quali-
fiziert. Hinzu kam die Ausbildung von zirka 3000 Meistern 
für das genossenschaftliche und private Handwerk. Der 
Anteil der Ausbildung von Meisterinnen betrug dabei trotz 
der Einführung besonderer Organisationsformen nur etwa 
13% (vgl. Abb. 6). 
Nicht übersehen werden darf in diesem Zusammenhang, 
daß bisher nahezu jeder vierte ausgebildete Meister, vor 
allem in der Wirtschaft, nicht als Meister eingesetzt wurde, 
aber auch zum Teil nicht eingesetzt werden wollte
3. Diese 
Größenordnung ist in den achtziger Jahren ziemlich kon-
stant geblieben. Andererseits wurde die Meisterausbildung 
auch für die Qualifizierung von Dispatchern, Disponenten, 
Technologen, Hauptmechanikern und ersten Anlagenfah-
rern in wachsendem Umfang genutzt. Im Jahre 1987 gab es 
noch über 40 000 eingesetzte Meister ohne entsprechenden 
Meisterabschluß
4. Gleichzeitig nahm in den letzten Jahren 
der Anteil von Meistern, die auf einen Hoch- bzw. Fach-
schulabschluß vorweisen konnten, deutlich zu. Besonders 
kam diese Erscheinung im Bereich des Werkzeug- und 
Verarbeitungsmaschinenbaus und im Bereich Elektronik/ 
Elektrotechnik/Gerätebau zum Ausdruck. 
2.3.3 Weiterbildung von Facharbeitern und Meistern 
Für die Weiterbildung der Beschäftigten boten die 
Betriebe mit ihren Bildungsstätten vielfältige Möglichkei-
ten. Von den etwa 2 Millionen Beschäftigten, die 1989 an 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnahmen, bildete sich der 
größte Teil in den von Betrieben organisierten Veranstal-
tungen weiter. Einbezogen in die betriebliche Weiterbil-
dung waren auf diese Weise über 20% der Facharbeiter 
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lieber Weiterbildung standen im vergangenen Zeitraum 
Gebiete im Vordergrund wie: 
-  Weiterbildung in Verbindung mit der Einführung neuer 
Technik und Technologien (vgl. Abb. 3), 
- Weiterbildung im  Zusammenhang mit der Fertigung 
neuer Erzeugnisse, 
-  Weiterbildung mit dem Ziel der rationellen Anwendung 
von Energie, 
-  Weiterbildung zur Gewährleistung von Zuverlässigkeit 
und Sicherheit in der Arbeitstätigkeit (Erwerb staatli-
cher,   wirtschaftszweigspezifischer   oder   betrieblicher 
Befähigungs- und Berechtigungsnachweise; 620 solcher 
zentral anerkannter Nachweise und die hierzu getroffe-
nen gesetzlichen Bestimmungen und Regelungen waren 
in einer „Systematik der Berechtigungsnachweise“ zu-
sammengefaßt), 
-  Weiterbildung zur Sicherung einer langjährigen sozialen 
Perspektive im Berufsleben, beispielsweise für die Über-
windung einer zeitlich begrenzten Berufsausübung sowie 
für Frauen nach Unterbrechung der Berufsausbildung 
wegen Mutterschaft und Kinderbetreuung. 
2.3.4 Weiterbildung von Hochschul- und Fachschulabsol-
venten 
Weiterbildungsmaßnahmen für Hoch- und Fachschulabsol-
venten organisierten neben Akademien, Hoch- und Fach-
schulen, gesellschaftlichen Bildungsträgern auch die 
betrieblichen Bildungseinrichtungen. In verstärktem Maße 
übernahmen Betriebsakademien und Betriebsschulen Auf-
gaben der betriebsbezogenen Qualifizierung mittlerer Lei-
tungskräfte oder der beruflichen Weiterbildung von Ent-
wicklungsingenieuren, Konstrukteuren, Technologen. 
Viele dieser Weiterbildungsveranstaltungen wurden in 
Kooperation mit der Ingenieurorganisation „Kammer der 
Technik“ realisiert. 
In den Prozessen der beruflichen Erwachsenenbildung in 
Betriebsakademien und Betriebsschulen waren als Lehr-
personal haupt- und nebenberufliche Lehrkäfte mit unter-
schiedlichen Qualifikationen und in verschiedenen berufs-
pädagogischen Tätigkeiten eingesetzt. Die zahlreichen 
nebenberuflichen Lehrkräfte kamen vor allem unter dem 
Gesichtspunkt erst- und bestinformierter Fachkräfte zum 
Einsatz. Die hauptberuflich tätigen Lehrkräfte, die meist 
einen pädagogischen Hochschulabschluß besitzen, hatten 
neben der eigenen Unterrichtstätigkeit in wachsendem 
Umfang planende, projektierende und anleitende Aufga-
ben zu verwirklichen. 
3 Berufliche Erwachsenenbildung im Zeichen tiefgreifen-
der wirtschaftlicher und sozialer Veränderungen 
3.1 Neuartige Aufgaben und Inhalte 
Die konsequente Einstellung der Wirtschaft auf den 
Markt, verbunden mit Umstellung der Produktion, Ratio-
nalisierungsmaßnahmen und nicht zuletzt mit Betriebs-
schließungen sowie der Abbau eines zentralistischen Ver-
waltungsapparates brachten das Problem der Arbeitslosig-
keit mit erheblichem Tempo und in rasch anwachsenden 
Größenordnungen zutage. Allein von den bereits Ende 
1990 vorhandenen 2,35 Millionen Arbeitslosen und Kurz-
arbeitern ging ein explosionsartig gestiegener Bedarf an 
Fortbildung und Umschulung zur Veränderung der Struk-
tur des Arbeitsvermögens bzw. zur Anpassung vorhande-
ner Qualifikationen an neue Arbeitsinhalte und -bedingun-
gen aus. Nach Ansicht des Instituts der deutschen Wirt-
schaft werden in den fünf neuen Bundesländern bis 1992 
voraussichtlich 3,7 Millionen Arbeitsplätze vom Struktur-
wandel betroffen sein. 
Nicht ohne Bedeutung ist hierbei der hohe Beschäftigten-
grad in der ehemaligen DDR, der erheblich über dem 
europäischen Durchschnitt lag. In den neuen Bundeslän- 
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dem Berufsleben ausscheiden, um einen vergleichbaren 
Beschäftigtengrad wie Frankreich, Belgien oder die alten 
Bundesländer zu erhalten. Eine solche Entwicklung würde 
vor allem weibliche Beschäftigte treffen. 
Wegen des grundsätzlichen Wandels ist der Inhalt des 
Fortbildungs- und Umschulungsbedarfs zunächst ebenfalls 
grundlegender Natur und somit nicht einfach von vorhan-
denen Abschlüssen ableitbar. Weiterhin erwächst Fortbil-
dungs- und Umschulungsbedarf aus Nachholerfordernis-
sen, die sich aus der seit längerem aufgestauten Anglei-
chung an internationales technologisches Niveau und der 
konsequenten Eingliederung in die internationale Arbeits-
teilung ergeben. Obgleich die Berufstätigen in den neuen 
Bundesländern über ein anspruchsvolles Bildungs- und 
Qualifikationsniveau verfügen, sind Kenntnis- und Lei-
stungsdefizite unübersehbar. Sie liegen vor allem in der 
staatsbürgerlich-sozialen Kompetenz, aber ebenso im 
betriebswirtschaftlichen und technisch-technologischen 
Bereich. Ein Vergleich des Inhalts ausgewählter Berufe der 
Bundesrepublik als Umschulungsberufe und DDR-Berufe 
als Umschulungsvoraussetzungen ergab, daß bestimmte 
Berufsinhalte in der Umschulung eigentlich generell anzu-
bieten sind, so u. a. 
-  der Umgang mit neuen Technologien, vor allem mit 
branchenspezifischer Computerhard- und -Software, 
-  das   Rechtswesen   der   Bundesrepublik,   insbesondere 
bezogen auf das Arbeitsrecht, 
-  die Anwendung des Steuer- und Versicherungsrechtes 
im Beruf, 
-  das Erkennen betriebswirtschaftlicher Grundstrukturen 
in der sozialen Marktwirtschaft, 
-  der Umgang mit Kunden, 
-  das selbständige Planen und Disponieren in der berufli-
chen Arbeit
5. 
Sogenannte Defizitangleichungskonzepte in der berufli-
chen Weiterbildung dürften – wenn sie bildungspolitisch 
von Wert sein sollen – inhaltlich nicht zu eng gefaßt werden 
und müßten von vornherein alle drei Richtungen der beruf-
lichen Qualifikation bieten: 
-  Anpassungsfortbildung für Berufstätige mit gediegener 
Grundausbildung vor allem zur Beherrschung moderner 
technologischer und arbeitsorganisatorischer Anforde-
rungen im Beruf, eingeschlossen den Erwerb von Kennt-
nissen und Fähigkeiten zur Berufsausübung unter den 
Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft für die Mehr-
zahl der Weiterzubildenden, 
-  Umschulung für Angehörige von Berufen, die infolge 
des Strukturwandels keine Aussichten auf Beschäftigung 
haben, zur Ausübung anderer beruflicher Tätigkeiten, 
 
5  Vgl. Blötz, Ulrich; Pogodda, Gerhard: Zur Umschulung und Fortbildung 
von Facharbeitern infolge Strukturwandel – Problemstudie. Zentralinsti-
tut für Berufsbildung, Berlin 1990, S. 16/17. 
6  Vgl. Dietrich, Rainer; Pogodda, Gerhard: Aktuelle Fragen der berufli-
chen Weiterbildung im Prozeß ökonomischer und sozialer Umwandlun-
gen. Zentralinstitut für Berufsbildung, Berlin 1990, S. 9. 
7  Unternehmen in der Bundesrepublik haben 1987 hochgerechnet einen 
Betrag von 26,7 Milliarden DM laut Angaben des Instituts der deutschen 
Wirtschaft in die betriebliche Weiterbildung investiert (Reinhold Weiß: 
Die 26-Mrd.-Investition – Kosten und Strukturen betrieblicher Weiterbil-
dung, 1990, Deutscher Instituts-Verlag GmbH). 
8  Im Jahresdurchschnitt können 1991 rund 350 000 Arbeitnehmer an beruf-
licher Fortbildung,  Umschulung oder betrieblicher Einarbeitung teil-
nehmen. 
die bis zu einer zweijährigen Ausbildung in einem neuen 
Beruf reichen kann, 
-  Aufstiegsfortbildung,  die im hier bestehenden Zusam-
menhang wohl zunächst einen geringeren, wenngleich 
steigenden Anteil ausmachen wird
6. 
Der Aufbau eines pluralistischen Systems von unterschied-
lichen Weiterbildungsträgern setzt Bedingungen voraus, 
die in den neuen Bundesländern noch nicht ausreichend 
gegeben sind. Da betriebliche Unternehmen in den neuen 
Bundesländern wegen ihrer wirtschaftlichen Lage betriebli-
che Weiterbildung nur unzureichend fördern
7, aber auch 
der individuellen Beteiligung der Arbeitnehmer an den 
Kosten der beruflichen Weiterbildung zur Zeit enge Gren-
zen gesetzt sind, kommt den AFG-geforderten Maßnah-
men eine sehr prononcierte Bedeutung zu. Die von der 
Bundesanstalt für Arbeit in den neuen Bundesländern 
vorgesehenen Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 
sowie Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für 1990 und 1991 
sind jedoch Größenordnungen, die kaum den aktuellen 
Fortbildungs- und Umschulungsbedarf abdecken können
8. 
Obwohl die Fortbildungs- und Umschulungsangebote als 
nicht ausreichend einzuschätzen sind, gibt es durchaus die 
Erscheinung, daß Arbeitnehmer zögernd bzw. sehr verhal-
ten auf Weiterbildungsmaßnahmen reagieren. Das ist nicht 
immer eine Informationsfrage. Schwerer kann in diesem 
Fall wiegen, daß es für Berufstätige aus der DDR völlig 
neu ist, Weiterbildungsmaßnahmen ohne Ausrichtung auf 
den konkreten Arbeitsplatz zu absolvieren, den man 
zukünftig einnehmen wird. Das Auftreten von Reserviert-
heit gegenüber Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah-
men wird daher in nicht unbedeutendem Maße davon 
beeinflußt sein, inwieweit diese auch beschäftigungswirk-
sam werden. Insgesamt wird es sicherlich notwendig wer-
den, daß im Denken und Handeln der Arbeitnehmer 
gegenüber beruflicher Weiterbildung deutliche Verände-
rungen eintreten. Für berufliche Weiterbildung wurden die 
Werktätigen in der DDR meist gewonnen, wobei mit dem 
Betrieb abgeschlossene Qualifizierungsverträge günstige 
Weiterbildungsbedingungen sicherten, vor allem bei 
„gesellschaftlich notwendigem Wechsel des Arbeitsplat-
zes“ bzw. bei „gesellschaftlich notwendigem Berufswech-
sel“. Ohne stärkere Ausprägung von Eigenverantwortung 
und Eigeninitiative für eine auf dem Arbeitsmarkt gefragte 
berufliche Qualifikation wird sich für viele Arbeitnehmer 
der Einstieg in die Marktwirtschaft noch komplizierter 
gestalten, als dies ohnehin schon der Fall ist. 
3.2 Entwicklung von Trägern und Gewährleistung von Weiterbil-
dungsangeboten 
Die Trägerstruktur der beruflichen Weiterbildung befindet 
sich in den neuen Bundesländern in einem tiefen Umbruch, 
sie ist durch Auflösung und Neugestaltung gekennzeichnet. 
Die umfassenden strukturellen Veränderungen in Indu-
strie, Handel, Handwerk und Landwirtschaft und die Ein-
führung des dualen Systems in der Berufsbildung beziehen 
die bisher in den Unternehmen geführten Bildungseinrich-
tungen in direkter Weise ein. Mit der weitgehenden Her-
auslösung der schulischen betrieblichen Bildungseinrich-
tungen aus den Kompetenzen und Leistungsstrukturen der 
Unternehmen bilden sich prinzipiell neue Verhältnisse zwi-
schen Weiterbildungsanbietern, Unternehmen und den 
einzelnen Arbeitnehmern heraus. Die Rolle des Betriebes 
für berufliche Weiterbildung erfährt dabei insofern erhebli-
che Veränderung, als die bisher durchgeführte Bestim- 
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von Weiterbildungsbedarf, die Projektierung und Realisie-
rung von bedarfsgerechten Weiterbildungsmaßnahmen 
nicht mehr in einer Hand und ungeteilter Verantwortung 
liegen. Besondere betriebliche Weiterbildungskapazität 
baut sich dort neu auf, wo sich neue Produktions- und 
Leistungsprofile in den Unternehmen herausbilden. Nach-
haltige Effekte in der betrieblichen Weiterbildung werden 
zur Zeit vor allem in solchen Fällen erreicht, bei denen sich 
„einheimische“ Bildungseinrichtungen mit dem Bildungs-
management renommierter Unternehmen zusammenfin-
den (z. B. Sachsenring Automobilwerke Zwickau GmbH 
und Volkswagen AG Wolfsburg). 
Auch bei der Entwicklung von Weiterbildungskapazität 
unter regionalem Gesichtspunkt wird die Substanz ehemals 
betriebszentrierter Weiterbildungskapazitäten mit einbezo-
gen, so für Maßnahmen im kommunalen Rahmen und für 
Maßnahmen der öffentlichen Arbeitsförderung. 
Der Gesetzgeber hat neben der Forderung nach Erhalt der 
Weiterbildungskapazitäten auch gleichzeitig die Möglich-
keiten der Überführung von betrieblichen Weiterbildungs-
stätten in andere Trägerschaften aufgezeigt. Ein solches 
Vorgehen hat den Vorteil, pädagogisch in der Regel gut 
qualifizierte Lehrkräfte sowie einen Stamm erfahrener 
nebenberuflicher Fachkräfte, die über Erfahrungswissen 
zur Weiterbildungssituation in der Region, zum vorhande-
nen Qualifikationspotential der Arbeitnehmer und in 
 
9 Vgl. Autsch, Bernhard; Bukhardt, Dieter: Analyse über Stellung, Profil 
und Kapazitäten der Einrichtungen der Berufsbildung (Stand September 
1990). Informationsbericht, Zentralinstitut für Berufsbildung/Bundesinsti-
tut für Berufsbildung, Berlin 1990, S. 6. 
Grenzen auch zum aktuellen Weiterbildungsbedarf verfü-
gen, für die neuanstehenden Aufgaben zu aktivieren. 
Neue Trägerschaften entstehen in bescheidenem, aber 
wachsenden Umfang, so von Industrie- und Handelskam-
mern, Handwerkskammern, Bildungswerken der Wirt-
schaft, der Gewerkschaften, der Kirchen. Die Entwicklung 
der Träger und der Weiterbildungsangebote, die in den 
letzten Monaten eingetreten ist, hält jedoch mit dem 
sprunghaft entstandenen Weiterbildungsbedarf in den 
neuen Bundesländern kaum Schritt. Obgleich das Kapazi-
tätsdilemma für berufliche Weiterbildung von allen Seiten 
beklagt wird, hat im Jahre 1990 fast jede zweite Betriebs-
akademie aufgehört zu existieren
9, wobei sich nur wenige 
als zwischen- oder überbetriebliche Einrichtungen oder als 
Einrichtungen in freier Trägerschaft etablieren konnten. 
Für diesen Sachverhalt sind oftmals auch Raum- und 
Gebäudefragen von Bedeutung. So können z. B. bei Aus-
lagerung der Einrichtungen für die schulische Ausbildung 
aus betrieblichem Bereich in kommunale Kompetenz 
Räume für die Ausbildung der Lehrlinge nicht mehr mitge-
nutzt werden. Ebenso stehen Räume für Weiterbildungs-
maßnahmen dann nicht mehr zur Verfügung, wenn 
bestimmte strukturelle Veränderungen im Betrieb eintre-
ten. Die Bildung einer GmbH scheitert oftmals an den 
nicht geklärten Eigentumsverhältnissen bezüglich der in 
Frage kommenden Gebäude. 
Nicht zu übersehen ist daher der Umstand, daß in den 
vergangenen Monaten der Umfang der aufgelösten Bil-
dungsstätten höher lag als der Umfang seriöser Neugrün-
dungen. Die Problematik dieser Tatsache wird noch erhär-
tet, wenn man berücksichtigt, daß die Weiterbildungskapa-
zitäten bereits unter DDR-Bedingungen vielerorts wegen 
fehlender Investitionen nicht ausreichend entwickelt 
waren. 
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